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Hintergrund des Verfahrens 
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 Untergang des Öltankers MS Prestige am 19.11.2002



Verfahrensverlauf I
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 Verfahren in Spanien (seit 2010)

 Strafverfahren beim Provinzgericht A. Coruna

◼ Zusätzliche zivilrechtliche Schadenersatzansprüche (insb direkt gegen den 

Versicherer → London Steam-Ship Owners‘ Mutual Insurance Association Limited 

(folgend: „London P & I Club“)

◼ 2017: Titel, der die Haftung des Versicherers in Höhe von rund 2,4 Milliarden Euro  

(Haftungsobergrenze iHv rund 855 Millionen) feststellt.



Verfahrensverlauf II
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 Schiedsverfahren in London (seit 2012)

 London P & I Club begehrt im Wesentlichen die negative Feststellung, dass 

keine Haftung besteht

 2013: Schiedsspruch zugunsten London P & I Club

 2015: London P & I Club beabsichtigt die Umwandlung des Schiedsspruchs 

in ein ordentliches Urteil gem Section 66 English Arbitration Act → Spanien 

interveniert, aber ohne Erfolg.



Verfahrensverlauf III
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 2019: Spanien begehrt die Anerkennung und Vollstreckung des 

spanischen Urteils in England (gem Art 33 ff Brüssel I-VO)

 London P & I Club wehrt sich gegen die Anerkennung auf Grundlage von Art 

34 Z 1, 3 Brüssel I-VO

 22.12.2020: High Court mit Vorlage an den EuGH

 London P & I Club mit Rechtsmitteln gegen die Vorlage

 20.6.2022: EuGH Urteil 

 Vier Tage (!) bevor vor dem UK Supreme Court final über die Zulässigkeit 

der Vorlage verhandelt worden wäre



Interpretation der Ausnahme der 

Schiedsgerichtsbarkeit
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 Artikel 1 Abs 2 lit d Brüssel I-VO

 „Diese Verordnung […] ist nicht anzuwenden auf […] die Schiedsgerichtsbarkeit“

 Vgl dazu EuGH Rz 43 bis 48: 

 „Dieser Ausschluss betrifft die Schiedsgerichtsbarkeit als Gesamtbereich“

 „Verfahren der Anerkennung und Vollstreckung eines Schiedsspruchs [unterliegen] 
nicht der Verordnung Nr. 44/2001“

 „ein Urteil entsprechend einem Schiedsspruch […] [wird nicht] von der 
gegenseitigen Anerkennung zwischen den Mitgliedstaaten erfasst […] [und kann 
nicht] im Rechtsraum der Union zirkulieren“

 ABER: „Allerdings kann ein solches Urteil als eine Entscheidung im Sinne von Art. 
34 Nr. 3 der Verordnung Nr. 44/2001 angesehen werden



Zur Interpretation des Entscheidungsbegriffs gem

Art 34 Z 3 Brüssel I-VO
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 „Eine Entscheidung wird nicht anerkannt, wenn […]

 sie mit einer Entscheidung unvereinbar ist, die zwischen denselben Parteien in dem 
Mitgliedsstaat, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird, ergangen ist“

 Vgl dazu EuGH Rz 49 ff:

 „weite Definition des Begriffs Entscheidung […] erfasst jede vom einem Gericht 
eines Mitgliedsstaats erlassene Entscheidung“

 „Diese Auslegung des in Art. 34 Nr. 3 der Verordnung Nr. 44/2001 verwendeten 
Begriffs „Entscheidung“ [schützt] die Integrität der innerstaatlichen Rechtsordnung 
[und stellt sicher] (…) dass das Rechtsleben in diesem Staat nicht durch die 
Verpflichtung zur Anerkennung eines Urteils aus einem anderen Mitgliedstaat 
gestört wird, das mit einer Entscheidung unvereinbar ist, die zwischen denselben 
Parteien von seinen eigenen Gerichten erlassen wurde

 „ein entsprechend einem Schiedsspruch ergangenes Urteil [stellt] eine Entscheidung 
iSv Art 34 Nr. 3 [dar]



Vorbehalt des EuGH zur Interpretation des 

Art 34 Z 3 Brüssel I VO
8

 Rz 54:  „anders (!) verhält es sich jedoch, wenn der Schiedsspruch, 
entsprechend dem dieses Urteil ergangen ist, unter Umständen erlassen 
wurde, die es nicht erlaubt hätten, unter Beachtung der Bestimmungen und 
der grundlegenden Ziele dieser Verordnung eine in ihren 
Anwendungsbereich fallende justizielle Entscheidung zu erlassen

 A) Die Direktansprüche des Geschädigten (spanischen Staates) gegen den 
Haftpflichtversicherer wären nach Ansicht des EuGH nicht vom Umfang der 
Schiedsklausel umfasst gewesen → englisches Gericht wäre nicht zuständig 
gewesen (vgl Rz 60)

 B) Rechtshängigkeitsargument: Schiedsverfahren startete mehrere Monate später 
→ Londoner Gericht hätte das Verfahren von Amts wegen aussetzen müssen gem
Art 27 Brüssel I-VO (vgl Rz 69)



Conclusio des EuGH 
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 Rz 72: „Unter solchen Umständen kann ein Urteil entsprechend einem 

Schiedsspruch wie das im Ausgangsverfahren in Rede stehende der 

Anerkennung einer Entscheidung aus einem anderen Mitgliedstaat nicht

nach Art. 34 Nr. 3 der Verordnung Nr. 44/2001 entgegenstehen“


